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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 1 KR 100/04 B 

 

 

 
............................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 
  

 
 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Juli 2005 durch den 

Präsidenten   v o n  W u l f f e n   sowie die Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l 

und   Dr.  H a u c k 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin vom 15. September 2004 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die unverheiratete, in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit ihrem Lebenspartner zu-

sammenlebende Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Erstattung der Kosten für eine künstliche 

Befruchtung durch intracytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI) in Höhe von 3.653,23 € sowie 

auf Übernahme der weiteren Kosten für eine ICSI-Behandlung in den Vorinstanzen ohne Erfolg 

geblieben. Das Landessozialgericht (LSG) hat ua ausgeführt, die Voraussetzungen des § 27a 

Abs 1 Nr 3 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) sei nicht erfüllt, da die Klägerin mit ihrem 

Partner nicht verheiratet sei. Diese Regelung verstoße nicht gegen das Grundgesetz (GG). Art 3 

Abs 1 GG sei nicht verletzt. Die Ungleichbehandlung rechtfertige sich aus Art 6 Abs 1 GG. Art 6 

Abs 5 GG verpflichte den Gesetzgeber, lebende uneheliche Kinder zu fördern, nicht jedoch, ihre 

Zeugung leistungsrechtlich zu unterstützen. Danach seien weder die Voraussetzungen von 

§ 27a Abs 1 SGB V noch diejenigen von § 13 Abs 3 Satz 1 SGB V erfüllt (Urteil vom 

15. September 2004). 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Sie genügt nicht den Begründungserfordernissen des § 160a 

Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und ist daher gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 

Satz 3 SGG zu verwerfen. 

 

Soll die Revision wie vorliegend nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG wegen grundsätzlicher Bedeutung 

der Rechtssache zugelassen werden, muss in der Beschwerdebegründung die grundsätzliche 

Bedeutung dargelegt werden (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Hierzu ist es erforderlich, eine 

Rechtsfrage klar zu formulieren und aufzuzeigen, dass sie über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung besitzt, und dass die Rechtsfrage klärungsbedürftig sowie klärungsfähig ist, dh sie 

im Falle der Zulassung der Revision entscheidungserheblich wäre (vgl Senat, Beschluss vom 

24. März 2005, B 1 KR 94/04 B; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 38). Hieran fehlt es. Die 

Beschwerde formuliert schon keine klare Rechtsfrage. Soweit sie hervorhebt, "die Frage der 

Verfassungsgemäßheit aus § 27a Abs 1 Nr 3 SGB V" sei höchstrichterlich nicht entschieden 

und habe grundsätzliche Bedeutung, trägt sie nichts dazu vor, dass diese Frage klärungsfähig 

ist. Hierzu bestand besonderer Anlass, weil selbst ein unterstellter Verstoß von § 27a SGB V 

gegen Art 3 Abs 1 GG grundsätzlich nicht automatisch zur Ausweitung der Leistungsansprüche 

auf nicht verheiratete Paare führt, sondern nur zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit (vgl 

zB BVerfGE 87, 234, 262; 85, 191, 211 f; 84, 348, 365). 
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Aber auch wenn man in dem Vorbringen der Beschwerde eine hinreichend konkrete Rechts-

frage sehen wollte, da die Verfassungsmäßigkeit einer Vorschrift von grundsätzlicher Bedeutung 

sein kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 17) und als einschlägiger verfassungsrechtlicher 

Prüfungsmaßstab auch Art 3 Abs 1 GG genannt ist, legt die Beschwerde die Klärungsbedürftig-

keit nicht hinreichend dar. Insbesondere fehlt es an einer hinreichenden Auseinandersetzung mit 

den Besonderheiten des Art 6 Abs 1 GG, die nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) gerade darin zu sehen sind, dass Art 6 Abs 1 GG die Ehe unter besonderen Schutz 

stellt und allein die Ehe als Institut neben der Familie diesen verfassungsrechtlichen Schutz 

erfährt, nicht dagegen eine andere Lebensform (BVerfGE 105, 913, 948). Aus Art 6 Abs 1 GG 

folgt nach der Rechtsprechung des BVerfG nicht nur ein Benachteiligungsverbot hinsichtlich Ehe 

und Familie. Vielmehr ist es dem Gesetzgeber wegen des verfassungsrechtlichen Schutzes und 

dem verfassungsrechtlichen Auftrag zur Förderung der Ehe aus Art 6 Abs 1 GG auch nicht ver-

wehrt, diese gegenüber anderen Lebensformen zu begünstigen (vgl BVerfGE 6, 55, 76; 105, 

313, 348; vgl auch Senat, Beschluss vom 7. Januar 2005, B 1 KR 93/03 B). Gerade auf diesen, 

Privilegierungen rechtfertigenden Aspekt müsste die Beschwerde eingehen und aufzeigen, dass 

der Gesetzgeber dennoch seinen Gestaltungsspielraum unter Verstoß gegen den allgemeinen 

Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1 GG) insoweit überschritten hat. Dies ist nicht geschehen. Ebenso 

wenig setzt sich die Beschwerde mit der Rechtsprechung des erkennenden Senats zum 

Leistungsgrund des § 27a SGB V auseinander: Danach knüpft das Gesetz die Leistungspflicht 

der Krankenkasse nach § 27a SGB V nicht an einen regelwidrigen Körper- oder Geisteszustand 

ihres Mitglieds, sondern an die ungewollte Kinderlosigkeit des Ehepaares und die daraus resul-

tierende Notwendigkeit einer künstlichen Befruchtung; vorausgesetzt wird allein, dass die vorge-

sehenen Maßnahmen zur Herbeiführung der gewünschten Schwangerschaft erforderlich und 

erfolgversprechend sind; nicht die Krankheit, sondern die Unfähigkeit des Paares, auf natür-

lichem Wege Kinder zu zeugen und die daraus resultierende Notwendigkeit einer künstlichen 

Befruchtung bildet den Versicherungsfall (BSG SozR 3-2500 § 27a Nr 3 S 24). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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